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so viele deutsche Journalisten
nach Jerusalem gekommen wa-
ren, um den Eichmann-Prozess
zu verfolgen. Unsere Kritik an
Deutschland war ja, dass die
Deutschen ihre Vergangenheit
verdrängen. Hier kamen nun
Scharen von Journalisten und
stellten unser Bild von Deutsch-
land auf den Kopf. Dasselbe pas-
sierte noch einmal mit dem
Auschwitz-Prozess und dann
noch einmal mit der 68er Bewe-
gung. Ich hattewirklich sehr viel
Widerstand in mir, aber ich sah
die Jugendlichen, die nichts
mehr verdrängen wollten. Und
schließlich die Europapolitik –
wir mussten erkennen, dass
Deutschland kein deutsches Eu-
ropa, sondern ein europäisches
Deutschland anstrebte. Meine

„Das deutsche Verständnis für Israel schwindet“
ISRAEL 50 Jahre deutsch-israelische Beziehungen: Der ehemalige Botschafter Avi Primor hat sich nie gescheut, auch die eigene
Regierung anzugreifen. Heute ermuntert er die Deutschen, einen ehrlichen Dialogmit Israel zu führen, zu dem auch Kritik gehöre

INTERVIEW SUSANNE KNAUL

taz: Herr Primor, Sie waren ge-
rade 30 Jahre alt, als Israel und
die Bundesrepublik diplomati-
sche Beziehungen aufnahmen.
Was haben Sie damals gedacht?
Avi Primor: Ich erinnere mich
zunächst an 1952, als die Regie-
rung von David Ben-Gurion dar-
über entschied,mitDeutschland
über Wiedergutmachungszah-
lungen zu verhandeln. Ich zählte
zu denen, die sehr dagegen wa-
ren. Das war typisch für meine
Generation. 1965 sah ich schon
ein, dass es ein israelisches Inte-
resse war, Beziehungen zu
Deutschland aufzunehmen. Ich
persönlich wollte allerdings
nichts damit zu tun haben.
Wie kam es zu Ihrem veränder-
tenVerhältnis zuDeutschland?
Das war ein schrittweiser Pro-
zess. Sehen Sie, das Wiedergut-
machungsabkommen ging an-
fangs nicht um Geld, sondern
um die Lieferung von Industrie-
gütern. Niemandwolltemit Isra-
el kooperieren. Es gab den arabi-
schen Boykott, und Ben-Gurion
behauptete, es sei die deutsche
moralische Pflicht, denen, die
mit tiefenNarben denHolocaust
überlebt haben, ein neues Leben

litzundZgorzelec aufdasGrund-
konzept und seine Umsetzung.
Ein Jahr später fasste der Görlit-
zer Stadtrat einen Grundsatzbe-
schlusszurErrichtungderneuen
Fußgängerbrücke am Linden-
weg. Veranschlagt waren ledig-
lich Eigenmittel in Höhe von
180.000 Euro, eswinkte eine 90-
prozentige Förderung durch ein
Städtebauprogramm des Bun-
des.

Gegen diesen Beschluss star-
tete die nicht im Stadtrat vertre-
tene AfD ein Bürgerbegehren
mit dem Ziel, einen Bürgerent-
scheidüberdenBrückenbauher-
beizuführen. Initiator Detlef
Renner legt zwar Wert darauf,
dies als Privatperson getan zu
haben. Doch es waren vor al-
lem AfD-Mitglieder, die mehr
als die doppelte Zahl der erfor-
derlichen 2.295 Unterschriften
sammelten. Welche antipolni-
schenRessentimentshinter dem
Bürgerbegehren stecken, zeigt
ein satirischer Beitrag des Blog-
gers Mike Altmann. Die Brücke
nutze nur den „Polacken“, die

dann mit den geklauten deut-
schen Sachen schneller zuHause
seien.

Das Argument, die Stadt solle
ihrenMittelanteil sinnvoller ein-
setzen, hält CDU-Stadtrat und
Landtagsmitglied Octavian Ursu
für fadenscheinig. Alleindienot-
wendige Fluchttreppe an der
Musikschule habe 300.000 Euro

Distanz zum Nachbarn gewünscht
GRENZE Der deutsch-polnische Brückenpark zwischen Görlitz und Zgorzelec an der Neiße kommt vorerst
nicht zustande. Es gibt Ressentiments gegen einen grenzüberschreitenden Park und zu wenig Geld

DRESDEN taz | Görlitz ist die öst-
lichste Stadt Deutschlands, der
östlich der Neiße gelegene Teil
der StadtwurdedurchdieGrenz-
ziehung in den Jahren nach dem
Zweiten Weltkrieg abgetrennt
und bildet seitdem die eigen-
ständige polnische Stadt Zgorze-
lec. Deshalb hat sich Görlitz seit-
her als Brückenkopf nach Osteu-
ropa verstanden. Die Bewerbung
als Kulturhauptstadt Europas
2010, wobei Görlitz damals ge-
gen den Mitbewerber Essen un-
terlag, fußte wesentlich auf die-
sem Verständigungsgedanken.
Eine neue Fußgängerbrücke mit
einem fast zwei Kilometer lan-
gen Brückenpark an beiden
UfernsollteGörlitzmitZgorzelec
verbinden. Doch Widerstände
derAfD,einBürgerbegehrenund
die Fördermittelpolitik des Bun-
des haben eine Realisierung die-
ses Projekts vorerst verhindert.

Ideen für einen grenzüber-
schreitenden Uferpark existie-
ren bereits seit den 1990er Jah-
ren. Im November 2013 verstän-
digtensichdieStadträtevonGör-

gekostet. Der Bund kamnun den
Brückengegnern ungewollt zu
Hilfe. Görlitz wird sozusagen für
seine relativ solide Haushalts-
führung bestraft. Je weniger Kas-
senkredite, desto niedriger der
Fördermittelanteil, sodass die
Stadt nur noch mit einer Zwei-
drittelförderung rechnen kann
und ihren Eigenanteil auf
600.000 Euro erhöhen müsste.
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intellektuelle Meinung über
Deutschland hat sich ununter-
brochen verbessert, trotzdem
bin ich erst in den 90 er Jahren,
als ich Botschafter wurde, nach
Deutschland gereist.
Würden Sie zustimmen, dass
dasVerhältnisvonDeutschland
auseherdurchVerpflichtungen
geprägt ist und von Israel aus
eher durch Interessen?
Als ich nach Deutschland ging,
dachte ich, dass ich mit der Ver-
gangenheit nicht mehr viel zu
tun haben würde. Ich wollte
mich auf die konkrete Zusam-
menarbeit der Gegenwart und
Zukunft konzentrieren. Tatsäch-
lich musste ich mich sehr viel
mitderVergangenheitbeschäfti-
gen,weilmich dieDeutschenbei
jederGelegenheit darauf anspra-

chen. Ich halte Deutschland für
vorbildlich inSachenGewissens-
erforschung. Heute ist es nicht
viel anders, auch wenn Gegen-
wart und Zukunft wichtiger wer-
den und die Zusammenarbeit,
aber die Vergangenheit schwebt
immer noch im Hinterkopf, vor
allem weil die Deutschen es so
wollen.
Wie sehen Sie die Zukunft der
deutsch-israelischen Beziehun-
gen?
Ich mache mir große Sorgen
über die Beziehungen mit
Deutschland, die für Israel un-
entbehrlich geworden sind.
Deutschland ist nach den USA
unser größter Partner weltweit,
in dem Bereich Wissenschaft
und Forschung ist die Kooperati-
on sogar noch enger als mit den

USA. Die Wurzel, die diese Zu-
sammenarbeit solide macht,
sind die zwischenmenschlichen
Beziehungen. Wir müssen mit
demdeutschenVolk zusammen-
arbeiten. Wir brauchen das deut-
sche Verständnis für uns, und
das schwindet. Das Verständnis
für unsere Politik im Nahen Os-
ten schwindet in ganz Europa.
Der Unterschied zwischen
Deutschland und den anderen
ist, dass die anderen offen mit
uns darüber sprechen, während
die Deutschen noch immer ge-
hemmt sind und die Kritik nur
am Stammtisch äußern, anstatt
sie uns mitzuteilen. Die sachli-
che Zusammenarbeit zwischen
Deutschland und Israel ist noch
nicht beeinträchtig, und die Re-
gierungenaufbeidenSeitenwol-
len, dassdas sobleibt. Aberwenn
wir die öffentliche Meinung in
Deutschland verlieren, und das
passiert schrittweise, dann wird
die Bundesregierungdas irgend-
wann nicht mehr ignorieren
können. Ich plädiere für einen
ehrlichen Dialog, zu dem auch
Kritik gehört.
Kann Deutschland eine Rolle
spielen im nahöstlichen Frie-
densprozess?
Wer einen Friedensprozess im
Nahen Osten erzwingen kann,
sind die USA. Alleine werden sie
esnicht tun,undesgibt esnur ei-
nenpotenziellen Partner: die Eu-
ropäische Union. Die EU wieder-
um wird nichts tun ohne
Deutschland, und die Deutschen
halten sich zurück,weil sie in Be-
zugauf Israel gehemmtsind.Das
ist für die israelische Regierung
gut, aber nicht für Israel. Wenn
die Deutschen aktiver innerhalb
der EU agieren würden, damit
die EUdenAmerikanern den Rü-
ckenstärkt,dannkönnteetwas in
Bewegung kommen. Die neue
Regierung in Jerusalem ist dem
Friedensprozess nicht gewach-
sen. Auch die palästinensische
Regierung ist nicht in der Lage
dazu, wenngleich aus anderen
Gründen, deshalb brauchen wir
die Unterstützung der internati-
onalen Gemeinschaft. Ohne die
EUwirdesnichtgehen,undohne
Deutschlandwird esdie EUnicht
machen.

David Ben-Gurion, Ministerpräsident von Israel, und der deutsche Bundeskanzler Konrad Adenauer vereinbarten deutsche Investitionen in Israel Foto: dpa
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Avi Primor

■ (Jahrgang 1935) war von 1993
bis 1999 Botschafter in Deutsch-
land. 2004 gründete er das Zen-
trum für Europäische Studien in
Herzlija.

„Manmuss über
die Sicherheitslage
besser aufklären“
OCTAVIAN URSU, CDU-STADTRAT

Der Stadtrat hob deshalb Ende
März seinen Brückenbeschluss
vorläufig auf.

Überdas Ziel-3-Programmder
EU zur grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit will man nun
zumindest eine 80-prozentige
Förderung erreichen. „Wir kön-
nen nicht mit unserer Rolle als
Europastadt werben und uns
dann ablehnend verhalten“, so
Octavian Ursu. Man müsse über
das Vorhaben besser informie-
ren und über die Sicherheitslage
besser aufklären, um Bauchge-
fühle zu korrigieren.

Auch der Linken-Stadtrat und
Landtagsabgeordnete Mirko
Schultze glaubt an die Lernfähig-
keit der Görlitzer. Er unterschei-
det zwischen aufgeklärteren In-
nenstädtern und den Bewoh-
nern der Plattenbauten. Man
müsse auch anerkennen, dass
die Drogenkriminalität ein
Stammtischthema sei. „Wenn
abererst einmalParkundBrücke
da sind, werden sie den Bau als
den ihren verteidigen.“

MICHAEL BARTSCH

zu ermöglichen. Er wollte Inves-
titionen in FormvonMaschinen,
Frachtschiffen und Lokomoti-
ven. Bundeskanzler Konrad Ade-
nauer passte das gut. Es war ihm
lieber, alsBargeldzuüberweisen.
Nun brauchteman Leute, die be-
reit waren, nach Deutschland zu
gehen, Fachkräfte, die sich erklä-
ren lassen, wie dieMaschinen zu
handhaben sind. Im Laufe der
50er Jahre entwickelten sich da-
durch zwischenmenschliche Be-
ziehungen, die fürmich bis heu-
te die Stützpfeiler der Beziehun-
gen sind, denn sie sind viel tief-
greifender als die Beziehungen
zwischen Behörden.
Gab es für Sie so etwas wie ein
Schlüsselerlebnis?
Ich kann mich erinnern, wie er-
staunt ich 1961 darüberwar, dass


